
PA\864462DE.doc PE462.846v01-00

DE In Vielfalt geeint DE

EUROPÄISCHES PARLAMENT 2009 - 2014

Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten

2011/2023(INI)

2.5.2011

ENTWURF EINER 
STELLUNGNAHME
des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten

für den Ausschuss für Umweltfragen, Volksgesundheit und 
Lebensmittelsicherheit

zum Thema: „Auf dem Weg zu einer verstärkten europäischen 
Katastrophenabwehr: die Rolle von Katastrophenschutz und humanitärer 
Hilfe“
(2011/2023(INI))

Verfasser der Stellungnahme: László Tőké



PE462.846v01-00 2/3 PA\864462DE.doc

DE

PA_NonLeg



PA\864462DE.doc 3/3 PE462.846v01-00

DE

VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für 
Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. betont die neue Rolle, die im Vertrag von Lissabon der Hohen Vertreterin/Vizepräsidentin 
zugewiesen wird und die Koordinierung von EU-Operationen in Drittstaaten umfasst, 
damit die Kohärenz zwischen der Krisenreaktion der EU und den davon betroffenen 
allgemeinen politischen und sicherheitspolitischen Bereichen gewährleistet wird;    fordert 
mit Nachdruck, dass in allen einschlägigen Dienststellen der Kommission und des EAD, 
die sich mit der Notfallabwehr und Krisenmanagement befassen, und auch bei den EU-
Delegationen Arbeitsvereinbarungen entwickelt werden;

2. betont, dass es erforderlich ist, die Kohärenz beim Einsatz der verschiedenen EU-
Instrumente, von denen einige in den Zuständigkeitsbereich der Hohen 
Vertreterin/Vizepräsidentin fallen, wie z. B. das Stabilitätsinstrument, zu erhöhen und die 
Koordination mit den zivilen und militärischen Missionen im Rahmen der Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP), die bereits vor Ort durchgeführt werden 
oder nach einer Katastrophe eingerichtet werden könnten, zu verbessern;  hält die 
Verknüpfung von Krisenvorbeugung, Katastrophenabwehr und  den Wiederaufbau nach 
Katastrophen für dringend geboten;

3. betont, dass als letzte Möglichkeit und in Einklang mit den Leitlinien von Oslo eingesetzte 
militärische Mittel häufig einen wichtigen Beitrag zur Katastrophenabwehr leisten, 
insbesondere in den Bereichen spezifische Mittel, strategischer Transport und schweres 
Gerät; hebt hervor, dass der Einsatz aller verfügbaren zivilen und militärischen 
Kapazitäten und der Krisenmanagementinstrumente der Mitgliedstaaten verbessert werden 
sollte, damit kostspielige Doppelarbeit vermieden wird; 

4. fordert mit Nachdruck, dass eine umfassende Kommunikationsstrategie entwickelt wird, 
um ein einheitliches und kohärentes Bild der Katastrophenabwehr der EU zu entwerfen, 
die mit ihren Werten und ihrer Politik in Einklang steht, damit die EU in den Ländern, in 
denen sie Hilfe leistet, deutlicher wahrgenommen wird und die europäischen Bürger die 
EU-Maßnahmen besser verstehen; betont, dass die EU durch Katastropheneinsätze die 
Verpflichtung der europäischen Bürger zu Solidarität bekräftigen sollte;

5. weist erneut auf die wichtige Rolle der Vereinten Nationen bei der Koordinierung der 
Bemühungen der internationalen Gemeinschaft hin.


